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Polen gibt im Streit um EU-Verfassung nach 
Von Rainer Koch, Thomas Klau und Nils Kreimeier 
Im Ringen um die EU-Verfassung ist Polen zu entscheidenden Zugeständnissen an die europäischen Partner bereit. Staatspräsident Aleksander Kwasniewski signalisierte Zustimmung zu der doppelten Mehrheit bei EU-Ratsbeschlüssen
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	Kwasniewski sagte in Warschau der Financial Times Deutschland, der Kompromissvorschlag der irischen EU-Ratspräsidentschaft zur doppelten Mehrheit sei "eine wichtige und interessante Idee". "Wir haben nun eine neue Situation, die sehr positiv ist", sagte Kwasniewski. Laut Kompromiss soll künftig ein Beschluss im EU-Ministerrat zustande kommen, wenn 55 Prozent der Staaten zustimmen, die 55 Prozent der EU-Bevölkerung repräsentieren. 

Der Brüsseler EU-Verfassungsgipfel war im vergangenen Dezember gescheitert, weil Polen und Spanien an den Abstimmungsregeln des Vertrags von Nizza festhielten, die ihnen ein nahezu gleiches Stimmengewicht wie Deutschland und Frankreich einräumen. Beide lehnten die geplante Verfassung ab, wonach Ratsbeschlüsse von der Mehrheit der Mitgliedsstaaten und von 60 Prozent der EU-Bevölkerung getragen werden müssen. 

Nun scheint ein Durchbruch greifbar: Józef Oleksy, Europa-Verantwortlicher der polnischen Regierung, sagte der FTD am Donnerstag: "Nizza oder Tod war nie die Haltung der polnischen Regierung." Die doppelte Mehrheit könne Basis für eine Lösung sein. Polens Premier Leszek Miller sagte, er empfehle der EU-Präsidentschaft, "so bald wie möglich" die Verfassungsgespräche wieder aufzunehmen. 

Hohe Erwartungen an Schröders besuch

 Für Kwasniewski kommt Gerhard Schröders Besuch am Dienstag in Warschau eine "entscheidende Bedeutung" zu. Polen sei zu Kompromissen bereit. "Wir brauchen nun Bewegung von Deutschland und Frankreich", sagte Kwasniewski. Am Donnerstag war ein Vertreter der polnischen Regierung im Kanzleramt. In Berlin blickt man nach Angaben aus Regierungskreisen der Kanzlerreise mit "verhaltenem Optimismus" entgegen. Es bestehe Hoffnung, dass "bisherige Blockaden überwunden werden", hieß es am Donnerstag. 

Der irische Premierminister und EU-Ratspräsident Bertie Ahern ist davon überzeugt, dass eine Einigung noch vor Ende Juni möglich ist. Aus allen Hauptstädten seien positive Signale gekommen, hieß es aus Kreisen der irischen Ratspräsidentschaft.


